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Arbeitsvertrag

( Alle Seiten des Arbeitsvertrages sind durch entsprechende Heftung fest miteinander zu ver​binden, das lose Zusammenhalten mit einer Büroklammer genügt nicht )

zwischen

...................................................................................

( firmenrechtl./gesellschaftsrechtliche Vertretungsbefugnis genau bezeichnen )

( nachfolgend kurz – Arbeitgeber - genannt, Anschrift  )

und

Frau.................................................................

( nachfolgend kurz - Arbeitnehmerin - genannt, Anschrift )

wird folgender Arbeitsvertrag geschlossen:

§ 1 Beginn des Arbeitsverhältnisses

Die Arbeitnehmerin wird ab dem ..............................................................................

als ....................................................................................................................... einge​stellt.

§ 2 Probezeit

Das Arbeitsverhältnis beginnt mit einer Probezeit.

Die Probezeit beträgt 6 Monate.

Während der Probezeit kann das Arbeitsverhältnis beiderseitig mit einer Frist von 2 Wochen gekündigt werden.

Nach der Probezeit gelten die Kündigungsbestimmungen des § 13.

§ 3 Tätigkeit, Arbeitsfähigkeit und Sorgfaltspflichten
Frau ............................................... wird eingestellt als ...................................................... .

Sie wird mit allen einschlägigen Arbeiten nach näherer Anweisung ihrer Vorge​setzten beschäf​tigt. Sie ist verpflichtet ihre Tätigkeit an allen Betriebsstandor​ten und Filialen des Arbeitgebers gemäß der Weisung des Arbeitgebers auszuüben, dies auch, wenn damit eine Änderung der Arbeitszeit verbunden ist. Der Arbeitgeber ist berechtigt, der Arbeitneh​merin anderweitige ihren Fähigkeiten entsprechende und zumut​bare gleichwertige Aufgaben zu übertragen.

Auch wenn die Arbeitnehmerin längere Zeit an einem bestimmten Arbeitsplatz einge​setzt wurde, tritt damit kein Verbrauch des Direktionsrechts ein.

Der Arbeitsbeginn und das Ende der Arbeitszeit bestimmt sich nach der Anweisung des Ar​beit​gebers.

Bei einer über 15-minütigen Verspätung ist der Arbeitgeber aufgrund der besonderen Notwen​digkeit des pünktlichen Dienstantrittes für die Produktion und für den Verkauf in einer Bäckerei berechtigt, die verspätet angebotene Arbeitsleistung der Arbeitnehmerin abzulehnen.

Die Vertragsschließenden sind sich darüber einig, dass in dem oben genannten Fall für den ge​samten Arbeitstag kein Anspruch auf Vergütung besteht, wenn der Arbeitgeber die Annahme der Arbeitsleistung abgelehnt hat.

Die Arbeitnehmerin erklärt, dass  sie arbeitsfähig ist und an keiner ansteckenden Krank​heit lei​det, keine körperlichen oder gesundheitlichen Mängel ( z. B. chronische Krankheiten/ Schwer​behinderung ) ver​schwiegen hat, die Einfluss auf die vorgesehene Arbeitsleistung haben können und durch die insbesondere Mitarbeiter oder Kunden gefährdet werden können.

Auch bestehen keine gesundheitlichen Beeinträchtigungen, Alkohol- oder Drogensucht, durch die die Eignung für die vorgesehene Tätigkeit auf Dauer oder in wiederkehrenden Abständen eingeschränkt ist. Sonstige Umstände, die der Arbeitsaufnahme oder der Tätigkeit der Ar​beit​nehmerin in absehbarer Zeit entgegenstehen ( Operation/Kur ) oder sie wesentlich er​schweren, liegen nicht vor.

Die Arbeitnehmerin bestätigt, dass keine Vorstrafe in Zusammenhang mit seiner berufli​chen Tätigkeit ausgesprochen ist. Vorstrafen, die nach dem Bundeszentralregistergesetz getilgt wur​den oder zu tilgen sind, sind von dieser Bestimmung ausgenommen.

Die Arbeitnehmerin ist verpflichtet, vor Arbeitsantritt eine gegebenenfalls erforderliche Aufent​halts- und Arbeitserlaubnis vorzulegen.

Bei Bestehen einer Betriebs- oder Urlaubsordnung wird diese anerkannt und wird Inhalt dieses Vertrages.

Das äußere Erscheinungsbild der Arbeitnehmerin hat sauber und einwandfrei zu sein. Es ist Berufskleidung zu tragen. Soweit diese vom Arbeitgeber gestellt wird, ist diese selbst sauber zu halten und pfleglich zu behandeln. 

Nebenbeschäftigung:

Die Arbeitnehmerin verpflichtet sich, jede bei Vertragsabschluß bereits ausgeübte oder später beabsichtigte entgeltliche Nebentätigkeit in selbständiger oder unselbständiger Weise der Bä​ckerei ............................................. unaufgefordert und rechtzeitig mitzuteilen. 

Die Bäckerei ..................................................... ist berechtigt, die Nebentätigkeit zu untersa​gen, wenn dadurch

- eine Konkurrenzsituation der Firma entsteht,

- gegen Vorschriften des Arbeitszeitgesetzes, insbesondere §§ 3 und 5 ArbZG, verstoßen 

  wird,

- die ordnungsgemäße Erfüllung der Pflichten des/der Arbeitnehmers/in aus dem Arbeitsverhält- 

  nis gefährdet wird,

  oder

- sonstige berechtigte Interessen der Bäckerei ............................................. erheblich beein-

  trächtigt werden können.

Es ist der Arbeitnehmerin untersagt, während der Dauer des Arbeitsverhältnisses ein Unter​nehmen zu errichten oder sich daran unmittelbar oder mittelbar zu beteiligen, dass mit dem Arbeitgeber in einem direkten oder indirekten Wettbewerb steht.

Sorgfaltspflichten:

Die Arbeitnehmerin ist verpflichtet:

- die Hygienerichtlinien und die Vorschriften der BundeshygieneVO zu beachten

- eigenverantwortlich ihren Eigenbeobachtungs- und Meldeverpflichtungen aus dem Infekti​onsschutzgesetz nachzukommen

- Unfallverhütungsvorschriften zu beachten

- das Betriebsgeheimnis zu wahren.

§ 4 Arbeitszeit
Die regelmäßige durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit - ausschließlich der Pausen - beträgt ……. Stunden. Die wöchentliche Arbeitszeit verteilt sich auf .... Tage die Woche. Die Arbeitnehmerin verpflichtet sich darüber hinaus aus betrieblichen Gründen im Rahmen der gesetzlichen Be​stimmungen Sonntags-, Feiertags- und Mehrarbeit zu leisten. Bei betrieblicher Notwendigkeit ist der Arbeitgeber berechtigt, im Rahmen der nach dem Ar​beitszeitgesetz gezogenen Grenzen auch kurzfristig Mehrarbeit anzuordnen.

Die Lage der Arbeitszeit und der Ort der Arbeitsleistung richtet sich nach den Bedürfnissen des Betriebes. Es wird auf die Not​wendigkeit der Öffnung der Verkaufsstellen innerhalb der gesetzlich zulässigen bzw. zukünftig zulässi​gen Ladenöffnungszeiten und der damit notwendigen Lage der Arbeitszeit hingewiesen – dies auch an Samstagen oder Sonntagen.

Arbeitgeber und Arbeitnehmerin sind sich darüber einig, dass die Arbeitnehmerin keinen Anspruch gegenüber dem Arbeitgeber hat, mehr als die wöchentliche Regelarbeitszeit oder in einer bestimmten Filiale beschäftigt zu werden. Dies gilt auch dann, wenn der Arbeitgeber die Arbeitnehmerin mehrfach mit der Arbeit in dem vorgenannten Umfang beschäftigt und dabei keinen ausdrücklichen Vorbehalt erklärt hat.

§ 5 Vergütung

Die Arbeitnehmerin erhält ein monatliches Bruttogehalt* /einen Bruttostundenlohn* in Höhe von EUR ........................... 

In dem monatlichen Bruttogehalt*/Bruttostundenlohn* ist der Nachtzuschlag für gesetzlich zu vergütende Nachtarbeit enthalten**/ Es wird für gesetzlich zu vergütende Nachtarbeit ein Zuschlag auf den Bruttostundenlohn in Höhe von 25 %  gezahlt.**
In der Vergütung ist die Teilnahme an den unter § 4 genannten Schulungsveranstaltungen mit eingeschlossen. Dem gemäß wird die Teilnahme nicht  gesondert vergütet. 

Das Gehalt/Der Lohn wird monatlich nachträglich ausgezahlt.

Im Falle der Gewährung von Sachbezügen ( Kost/Wohnung ) werden die amtlich festgelegten Sätze abgezogen. 

Die Arbeitnehmerin ist verpflichtet, irrtümlich zuviel erhaltenen Lohn/Gehalt zurückzuzah​len und sich nicht auf den Wegfall der Bereicherung zu berufen, wenn die rechtsgrundlose Überzahlung so offensichtlich war, dass der Arbeitnehmer hätte dies erkennen müssen oder wenn die Überzahlung auf Umständen beruhte, die der Arbeitnehmer zu vertreten hat. Der Überzahlungsbetrag kann mit dem Lohn/Gehalt unter Beachtung der Pfändungsfreigrenzen verrechnet werden.

*nicht zutreffendes bitte streichen – bitte unbedingt Merkblatt zu Nachtarbeit beachten! Bei Arbeitsverträgen mit Verkäuferinnen gfs. Regelung über Nachtzuschläge und Nachtarbeit streichen!  Ein Freizeitausgleich von 25 % ist möglich. Die Formulierung hierzu ist über die Geschäftsstelle des Bäckerinnungsverbandes Baden zu erfragen. 

§ 6 Abtretung und Verpfändung des Arbeitseinkommens

Die Arbeitnehmerin darf ihre Vergütungsansprüche nur nach vorheriger schriftlicher Zustim​mung des Arbeitgebers verpfänden oder abtreten. Die Zustimmung darf nur aus sachli​chen Gründen verweigert werden.

Für die Bearbeitungen von Lohnpfändungen werden 10,-- €, für jede Überweisung 10,-- € einbe​halten.

§ 7 Arbeitsverhinderung/Lohnfortzahlung

Die Arbeitnehmerin ist verpflichtet, jede Arbeitsverhinderung und ihre voraussichtliche Dauer unverzüglich, das heißt sofort nach bekannt werden der Erkrankung, anzuzeigen und dabei gleichzeitig auf etwaige, dringliche Arbeiten hinzuweisen.

Der Arbeitgeber ist berechtigt, die Vorlage einer ärztlichen Bescheinigung ab dem ersten Krank​heitstag zu verlangen.

Dauert die krankheitsbedingte Arbeitsunfähigkeit länger als ursprünglich mitgeteilt, ist der Ar​beitgeber unverzüglich über die Verlängerung zu informieren und es ist eine ärztliche Fol​gebe​scheinigung vorzulegen. Dies gilt auch nach Ablauf der Entgeltfortzahlung.

Die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall richtet sich nach den jeweils geltenden gesetzlichen Vor​schriften.

§ 8 Vergütungsfortzahlung bei persönlicher Verhinderung

Abweichend von § 616 Satz 1 BGB wird die Vergütung nur für tatsächlich geleistete Arbeit ge​zahlt. Eine Vergütungsfortzahlung erfolgt jedoch bei persönlicher Verhinderung der Arbeitneh​merin an der Arbeitsleistung in folgenden, abschließend geregelten Ausnahmefällen:

a) Eheschließung der Arbeitnehmerin oder 


Begründung einer Lebenspartnerschaft nach dem Lebenspartner-

     schaftsgesetz                       
  




        1 Tag

b) Entbindung der Ehefrau, Lebenspartnerin oder Lebensgefährtin 

     in häuslicher Gemeinschaft





        1 Tag

c) Tod des Ehegatten, des Lebenspartners, des Lebensgefährten

     oder unterhaltsberechtigter Kinder in häuslicher Gemeinschaft










            
        2 Tage

d) Ambulante Behandlung wegen eines während der Arbeitszeit 

      erlittenen Arbeitsunfalls




       ausfallende Arbeitszeit

e) Arztbesuch wegen akuter Erkrankung, sofern nachweislich eine

     Verlegung außerhalb der Arbeitszeit nicht möglich ist.
       ausfallende Arbeitszeit

f) Eine Arbeitsverhinderung im Sinne des § 616 BGB liegt nicht vor 

     und Anspruch auf Entgeltfort​zahlung gemäß dieser Vorschrift besteht

     nicht, wenn ein Beschäftigungsverbot gemäß Infekti​onsschutzgesetz 

     ausgesprochen wird.

     Die Entschädigung wird von der zuständigen Behörde der Arbeit-

     nehmerin auf Antrag ge​währt. 

g) Bei Beaufsichtigung, Betreuung und Pflege eines erkrankten Kindes 

     liegt eine Arbeitsverhinde​rung im Sinne des § 616 BGB nicht vor. 

      Die Arbeitnehmerin wird auf ihren Anspruch gemäß § 45 SGB V verwiesen.

In den Fällen der Nr. 1 a) bis c) hat die Arbeitnehmerin rechtzeitig um Arbeitsbefreiung zu ersu​chen. Ist ihr dies nicht möglich, hat sie den Grund unverzüglich nachzuweisen. Kommt sie die​ser Verpflichtung nicht nach, entfällt der Vergütungsanspruch. 

§ 9 Urlaubsanspruch

Der Urlaub beträgt ................... Werktage im Kalenderjahr ( Berechnungsgrundlage ist die 6-Tage Woche, der gesetzliche Mindesturlaub beträgt 24 Werktage. Wird weniger als 6-Tage die Woche gearbeitet, so ist der Urlaubsanspruch in Ar​beitstage umzurechnen; die Formel hierfür lautet: Urlaubsanspruch in Werktagen x Zahl der Arbeitstage je Woche geteilt durch 6.). 

Anteiliger Urlaubsanspruch entsteht erstmalig nach mehr als dreimonatiger, ununterbrochener Betriebszugehörigkeit. Endet das Arbeitsverhältnis rechtlich vorher, so besteht ein anteiliger Urlaubs- bzw. Urlaubsabgeltungsanspruch nur auf der Berechnungsgrundlage des gesetzlichen Mindesturlaubes.

Im Laufe des Kalenderjahres eintretende oder ausscheidende Arbeitnehmerinnen haben, so​weit anspruchsberechtigt, Anspruch auf anteiligen Urlaub. Der Anspruch beträgt für jeden vol​len Monat des Arbeitsverhältnisses ein Zwölftel des Jahresurlaubs. Scheidet eine Arbeitneh​merin nach erfüllter Wartezeit in der zweiten Jahreshälfte aus, so hat sie nur Anspruch auf den ge​setzlichen Jahresurlaub.

Kann der Urlaub wegen Beendigung des Arbeitsverhältnisses ganz oder teilweise nicht gewährt werden, so ist er abzugelten.

Endet das Arbeitsverhältnis durch Vertragsbruch der Arbeitnehmerin bzw. durch selbst​verschul​dete fristlose Entlassung, so verfällt der über den, auch anteiligen, gesetzlichen Min​desturlaub hinausgehende Urlaubs- bzw. Urlaubsabgeltungsanspruch.

Hat die Arbeitnehmerin im Kalenderjahr mehr Urlaubsentgelt erhalten, als ihr zustehen würde, so gilt der Überzahlungsbetrag als Vorschuss und kann mit dem Lohn/Gehalt bis zu den Pfän​dungsfreigrenzen verrechnet werden. 

Jeder Urlaub muss mit dem Arbeitgeber vorher abgestimmt werden. Dies gilt insbesondere vor der Buchung von Reisen. Der Zeitpunkt der Gewährung des Urlaubs richtet sich nach den be​trieblichen Verhältnissen, wobei die Wünsche der Arbeitnehmerin nach Möglichkeit zu berück​sichtigen sind, es sei denn, dass ihrer Berücksichtigung dringende betriebliche Belange oder Urlaubswünsche anderer Arbeitnehmer, die unter sozialen Gesichtspunkten den Vorrang verdie​nen, entgegenstehen.

Eigenmächtiger Urlaubsantritt berechtigt den Arbeitgeber zur fristlosen Kündigung des Arbeits​verhältnisses.

Es besteht eine betriebliche Urlaubssperre: ..................................................................................................................................................................................................................................................................................

Wenn in dem Betrieb bereits Betriebsferien bestehen oder zukünftig eingeführt werden sollten, ist der Urlaub grundsätzlich während der Betriebsferien zu nehmen.

Des weiteren gelten die gesetzlichen Regelungen.

§ 10 Haftung

Verursacht die Arbeitnehmerin durch eine schuldhafte Pflichtverletzung einen Schaden, so hat sie im Falle mittlerer Fahrlässigkeit den Schaden zur Hälfte, höchstens jedoch bis zu ei​nem Be​trag von einer durchschnittlichen Monatsnettovergütung zu ersetzen. Bei grober Fahr​lässigkeit hat die Arbeitnehmerin den Schaden in voller Höhe zu tragen, jedoch der Höhe nach beschränkt auf den dreifachen Betrag einer durchschnittlichen Monatsnettovergütung. Bei Vorsatz hat die Arbeitnehmerin den Schaden in voller Höhe zu tragen. 

§ 11 Vertragsstrafe

Es gilt nach der Probezeit: Löst die Arbeitnehmerin das Arbeitsverhältnis ohne Einhaltung der maßgeblichen Kündigungsfrist auf, verweigert sie vorübergehend die Arbeit oder wird der Ar​beitgeber durch vertragswidriges Verhalten der Arbeitnehmerin zur außerordentli​chen Kündi​gung veranlasst, so hat die Arbeitnehmerin an den Arbeitgeber eine Vertrags​strafe in Höhe von ......................... EUR ( max. 1 Monatsbruttogehalt ) zu zahlen.  Die Ver​tragsstrafe kann mit der nächsten Vergütungszahlung unter Beachtung der Pfändungsfreigren​zen einbehalten wer​den.

§ 12 Anschriftsänderung

Die Arbeitnehmerin ist verpflichtet, jede Änderung ihrer Anschrift gesondert mit​zuteilen. Mittei​lungen oder sonstige Erklärungen an die letzte Anschrift der Arbeitneh​merin gelten mit dem 2. Tage nach ihrer Absendung als zugegangen.

§ 13 Beendigung des Arbeitsverhältnisses

Das Arbeitsverhältnis kann nach der Probezeit gem. § 622 Abs. 1 BGB mit einer Frist von vier Wochen zum fünfzehnten oder zum Ende des Kalendermonats von beiden Vertragsschließenden gekündigt werden. 

Die Kündigungsfrist beginnt frühestens mit Arbeitsantritt zu laufen. 

Nach zwei Jahren des Bestehens des Arbeitsverhältnisses sind die jeweiligen, gemäß der Be​schäftigungsdauer der Arbeitnehmerin im Betrieb verlängerten Kündigungsfristen des § 622 Abs. 2 BGB zu beachten mit der ergänzenden Vereinbarung, dass diese auch für die Kündi​gung des Arbeitsverhältnisses durch die Arbeitnehmerin gelten. Bei der Berechnung der Beschäfti​gungsdauer werden Zeiten, die vor der Vollendung des 25. Lebensjahres der Ar​beitnehmerin liegen, nicht berücksichtigt. 

Die Kündigung bedarf gemäß den gesetzlichen Vorschriften der Schriftform. 

Unberührt bleibt das Recht zur fristlosen Kündigung.

Der Arbeitgeber ist einseitig berechtigt, die Arbeitnehmerin während der Kündigungsfrist von der Arbeit unter Anrechnung etwaiger Resturlaubsansprüche und eventu​eller Zeitguthaben un​widerruflich freizustellen, wenn das Interesse des Arbeitgebers an der Freistellung das Be​schäf​tigungsinteresse der Arbeitnehmerin überwiegt. Ein überwiegendes Interesse des Arbeitgebers liegt insbesondere bei einer Störung des Vertrauensverhältnisses nach einen Fehl​verhalten der Arbeitnehmerin vor oder wenn deren Weiterbeschäftigung zu einer Gefährdung von Betriebsge​heimnissen oder der Ordnung im Betrieb führen würde.

Das Arbeitsverhältnis endet, ohne dass es einer Kündigung bedarf, spätestens mit Ablauf des Monats, in dem die Arbeitnehmerin Anspruch auf Regelaltersrente hat.
Die Arbeitnehmerin verpflichtet sich bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses alle während der Tätigkeit anvertrauten oder ausgehändigten Gegenstände, wie z. B. Arbeitskleidung, Bücher, Schriftstücke, Drucksachen, Preislisten, Rezepturen und Geschäftsunterlagen an die Bäckerei ......................................... auszuhändigen.

Zur Aufrechterhaltung ungekürzter Ansprüche auf Arbeitslosengeld ist zu beachten:

Nach § 37 b SGB III ist die Arbeitnehmerin, deren Arbeitsverhältnis endet ver​pflichtet, sich spätestens drei Monate vor dessen Beendigung persönlich bei der Agentur für Arbeit arbeitsuchend zu melden. Liegen zwischen der Kenntnis des Beendigungszeitpunktes und der Beendigung des Arbeitsver​hältnisses weniger als drei Monate, hat die Meldung innerhalb von drei Tagen nach Kenntnis des Beendigungszeitpunktes zu erfolgen. Eine Verletzung dieser Pflicht kann zum Eintritt einer Sperrzeit führen.

Die Pflicht zur Meldung besteht unabhängig davon, ob der Fortbestand des Arbeitsverhältnisses gerichtlich geltend gemacht wird. Auch wenn eine Weiterbeschäftigung vorgesehen ist, ist die Arbeitnehmerin zur Meldung verpflichtet, solange der Vertrag über den Fortbestand des Arbeitsverhältnisses noch nicht geschlossen wurde.

§ 14 Diebstahlkontrolle u. Videoüberwachung/ das Verbot der Anwesenheit von Dritten in den Firmenräumen / Rauch- und Alkoholverbot

Die Arbeitnehmerin erklärt sich zur Vermeidung von Diebstählen bereit, sich Ta​schen- und Gepäckkontrollen zu unterwerfen. Das Mitbringen und Mitsichführen von eigenem Bargeld am Arbeitsplatz ist nicht gestattet. Die Arbeitnehmerin willigt ge​mäß § 4 a, 6 b BDSG in die Vi​deoüberwachung in den Ladenräumen ein. Diese Ein​willigung wurde zwischen den Arbeitsver​tragsparteien ausführlich besprochen und erläutert. Die Videoüberwachung dient auch der Si​cherheit für die Arbeitnehmer. Bei Vorliegen eine konkreten Tatverdachtes, wie z. B. Inventur​differenzen, auffälligen Kassendifferenzen willigt die Arbeitnehmerin ebenfalls in eine ver​deckte Video​überwachung der Kassiervorgänge ein. Die Überwachungsdaten werden zur Aus​wertung gespeichert. Der Arbeitgeber verpflichtet sich, die Videoaufzeichnung innerhalb von zwei Wochen nach ihrer Entstehung zu vernichten, sofern sich aus ihnen keine Anhaltspunkte für Pflichtverletzungen oder strafbare Handlungen ergeben. Der Arbeitgeber versichert, dass er die Regeln des Bundesdatenschutzgesetzes strengstens beachtet und alles unternimmt, damit mit den Videoaufzeichnungen im Betrieb oder außerhalb des Betriebes nicht in unsachgemäßer Weise verfahren wird.

Der Arbeitnehmerin ist es nicht gestattet anderen Personen, die nicht beim Arbeitgeber be​schäftigt sind, Zutritt zu den nicht öffentlichen Firmenräumen zu verschaffen. Dies gilt auch für die eigenen Kinder der Arbeitnehmerin. Der Arbeitnehmerin ist es außerhalb der Arbeitszeiten ohne Anweisung des Arbeitgebers nicht gestattet, sich oder Dritten mit dem ihr unter Umstän​den ausgehändigten Schlüssel Zutritt zur Verkaufsstelle zu schaffen. 

Das Rauchen ist auch aus hygienischen Gründen in allen Räumen des Betriebes und in Berufskleidung im Bereich des Betriebes und den Filialen untersagt. Das Mitsich​führen oder der Konsum von alkoholischen Getränken ist in den Betriebsräumen nicht gestattet.

§ 15 Verschwiegenheitspflicht

Über vertrauliche Angelegenheiten des Betriebes, z. B. Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse, hat die Arbeitnehmerin uneingeschränkt Verschwiegenheit sowohl während der Dauer des Ar​beitsverhältnisses als auch nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses zu bewahren. Vertrauli​che Unterlagen dürfen nur den Betriebsangehörigen offenbart werden, die sie angehen.

Die Geheimhaltungspflicht erstreckt sich nicht auf solche Kenntnisse, die jedermann zugänglich sind oder deren Weitergabe für die Firma ersichtlich ohne Nachteil sind. Im Zweifelsfall ist der Arbeitnehmer verpflichtet, eine Weisung der Geschäftsleitung einzuholen, ob eine bestimmte Tatsache vertraulich zu behandeln ist.

Die Verschwiegenheitspflicht gilt insbesondere für nachfolgend genannte vertraulichen Angele​genheiten des Betriebes:

· aus dem technisch/betrieblichen Bereich : Produktionseinrichtung und – ver-  

      fahren, betriebliche Abläufe, technisches Wissen, Rezepturen

· aus dem Absatzbereich : Preisberechnung und Kundenlisten bzw. – karteien, 

      Absatzgebiete u. Pläne

· Lieferantenbereich : Warenbezugsquellen, Preislisten, Kreditwürdigkeit

· Rechnungswesen : Inventuren, Bilanzen, Kalkulationen sowie Strategien und 

·  Ereignisse im Wettbewerbsbereich

·  Personalbereich : Personaleinsatz, Gehälter

Alle Schriftstücke, auch Abschriften und Durchschläge einschließlich seiner Aufzeichnungen, die seine dienstliche Tätigkeit betreffen, hat der Arbeitnehmer als ihm anvertrautes Eigentum der Firma sorgfältig aufzubewahren, vor jeder Einsichtnahme zu schützen und auf Verlangen jeder​zeit – spätestens aber bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses – der Firma oder ihrem Beauf​tragten zu übergeben. Auch hat er zu versichern, dass er weitere nicht mehr besitzt.

§ 16 Belehrungsbescheinigung/Gesundheitszeugnis 

Die Arbeitnehmerin hat dem Arbeitgeber die Belehrungsbescheinigung/Gesundheitszeugnis - nachfolgend Be​scheinigung - auszuhändigen. Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass erst nach Vorlage dieser Bescheinigung die Aufnahme der Tätigkeit zulässig ist.

Die entstehenden Kosten für die Ausstellung der Bescheinigung hat die Arbeitnehmerin zu tra​gen. Die Bescheinigung ist Eigentum der Arbeitnehmerin, sie erhält diese nach dem Ausschei​den aus dem Betrieb zurück.

§ 17 Belehrung über Hygienevorschriften und Betriebssicherheit

Die Arbeitnehmerin bestätigt, dass sie bei Unterzeichnung des Arbeitsvertrages über die für den Betrieb gültigen und von ihr zu beachtenden Vorschriften der Lebensmittelhygiene und Be​triebssicherheit belehrt wurde.

Die Arbeitnehmerin bestätigt, dass ihr bekannt ist, dass der Markterfolg aller Produkte und Dienstleistungen in unmittelbaren Zusammenhang mit der Qualität steht. Aus diesem Grund hat jede Arbeitnehmerin die Verpflichtung, die Qualitätsanforderungen und die hygie​nischen Stan​dards gemäß den gesetzlichen Anforderungen zu erfüllen sowie die Sicherheitsbe​lange nach der entsprechenden Einweisung zu beachten.

Die Arbeitnehmerin hat im Interesse des Betriebs und im eigenen Interesse darauf zu achten, dass seine Erscheinung gepflegt, sauber und einwandfrei ist. Im Betrieb ist saubere Arbeits- bzw. Berufskleidung zu tragen. Diese Arbeits- bzw. Berufskleidung ist durch die Arbeitnehmerin sauber zu halten und pfleglich zu behandeln.

§ 18 Krankenkasse

Die Arbeitnehmerin erklärt verbindlich die Mitgliedschaft in der Krankenkasse ...................

................................................................................. erwerben zu wollen. Sie stimmt da​her der Anmeldung in der .................................................................. Krankenkasse durch den Arbeitgeber zu.

§ 19 Ausschlussfristen
Alle beiderseitigen Ansprüche aus dem bestehenden Arbeitsverhältnis und solche die mit dem Arbeits​verhältnis in Verbindung stehen, müssen innerhalb von 3 Monaten gegenüber der ande​ren Vertragspartei schriftlich geltend gemacht werden. Nach Ablauf dieser Frist ist die Geltend​machung dieser Ansprüche ausgeschlossen.

Die Ausschlussfrist beginnt, wenn der Anspruch entstanden ist und der Anspruchsteller von den anspruchbegründenden Umständen Kenntnis erlangt oder ohne grobe Fahrlässigkeit erlangen müsste.

Diese Ausschlussregelung gilt nicht für die Haftung aus einer Pflichtverletzung für Schäden aus  der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit sowie für eine Haftung für sons​tige Schäden, die auf einer vorsätzlichen oder grobfahrlässigen Pflichtverletzung beruht.

§ 20 Nebenabreden und Vertragsänderungen

Änderungen und Ergänzungen des vorstehenden Arbeitsvertrages sind nur gültig, wenn sie schriftlich vereinbart werden. Mündliche Vereinbarungen über die Aufhebung der Schriftform sind nichtig.

§ 21 Salvatorische Klausel

Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages nicht wirksam sein oder werden, so wird dadurch die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Die Vertragsparteien sind in einem sol​chen Fall verpflichtet, anstelle der unwirksamen Bestimmung eine Regelung zu treffen, die der ursprünglich gewollten Bestimmung in ihrer rechtlichen und wirtschaftlichen Bedeutung unter Berücksichtigung der beiderseitigen Interessen und der Erfordernisse des Betriebes am nächs​ten kommt.

Die Arbeitnehmerin erklärt, dass sie den Arbeitsvertrag sorgfältig gelesen und nach reiflicher Überlegung unterzeichnet hat.

Dieser Arbeitsvertrag wurde in zwei Ausfertigungen erstellt, von denen jeder Vertragsschlie​ßende eine Ausfertigung erhalten hat. 

............................................................, den .....................................................

..........................................................................................................................

Unterschrift der Arbeitnehmerin

..........................................................................................................................

Unterschrift des gesetzlichen Vertreters ( bei Minderjährigen )

..........................................................................................................................

Unterschrift des Arbeitgebers

Bitte beachten Sie die Hinweise der folgenden Seiten!

1. Anmerkungen zum Arbeitsvertragsmuster

Haftungsausschluss:

Das Arbeitsrecht unterliegt einem laufenden Wandel. 

Vor allem das Gesetz zur Modernisierung des Schuldrechts erfordert besondere Aufmerksam​keit. Wegen des praktisch in letzter Minute in das Gesetz aufgenommenen 

§ 310 Abs. 4 BGB sind die seit dem 1. Januar 2002 dort integrierten Bestimmungen des AGB-Gesetzes auch auf Arbeitsverträge anwendbar, das heißt Formularmuster unterliegen der In​haltskontrolle dieser Bestimmungen. Dies führt dazu, dass die Rechtsprechung noch stärker in die inhaltliche Gestaltung von Arbeitsverträgen eingreift. Insbesondere werden Arbeitsvertragsklauseln immer stärker daran gemessen, ob diese den Arbeitnehmer unangemessen benachteiligen, was die Rechtssicherheit beeinträchtigt.

Unsere Vertragsformulare wurden mit größter Sorgfalt erstellt; erheben aber insbesondere aufgrund der vorstehend dargestellten Rechtslage keinen Anspruch auf Vollständigkeit und Richtigkeit.

Sie sind vielmehr als Orientierungs- und Formulierungshilfe zu verste​hen.

Betriebliche Gegebenheiten oder sonstige besondere Umstände des Einzelfalles können ebenfalls nicht berücksichtigt werden. Das Muster ist daher nicht von vorneherein auf spezielle Belange zugeschnitten. Wir empfehlen daher stets die individuelle Beratung durch unsere Geschäftsstelle.

Aus den dargelegten Gründen kann die Haftung für den Inhalt des Vertragsmus​ters nicht übernommen werden. Auch die Haftung für leichte Fahrlässigkeit ist grundsätzlich ausgeschlossen.

Urheberrechtlicher Hinweis: Der Nachdruck, die Vervielfältigungen und die Weiter​gabe der Formulare ist nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Bäckerinnungsver​bandes Baden gestattet. 

2. zu Vergütung § 5

- Gratifikationen, Zulagen, Leistungsentlohnung

Bitte beachten Sie das gesonderte Merkblatt

- Tabellarischer Überblick über die Höhe der steuerfreien und sozialversicherungsfreien Zuschläge für Sonn-,  Feiertags- und Nachtarbeit

Bitte beachten Sie das gesonderte Merkblatt
3. zu Ausschlussfrist § 19

Bitte beachten Sie, dass nach dem Urteil des Bundesarbeitsgerichts aus dem Jahr 2005 eine kürzere Ausschlussfrist als 3 Monate nicht rechtsgültig ist. Beachten Sie ferner, dass alle An​sprüche – auch aus überzahltem Lohn – mit dieser Ausschlussfrist nach drei Monaten verfallen.

Prüfen Sie deshalb die monatlichen Lohnabrechnungen genau nach.

